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Her V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 11* Mai 1965 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Dr. Augustin und der Bundesrichter 
Dr. Piepenbrock, Dr. Rothe, Dr. Mattem und Offterdinger
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Kläger wird das Urteil des 1. Zi­
vilsenats des Oberlandesgerichts in Frankfurt (Main) 
vom 11. Oktober 1962 aufgehoben und die Sache zur an­
derweiten Verhandlung und Entscheidung an das Beru­
fungsgericht, dem auch die Entscheidung über die Kosten 
der Revision übertragen wird, zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Hamens der hcchbetagten Kläger verhandelte ihr Sohn 
Otto im Frühjaiir 1956 mit der Beklagten über die Ver­
wertung eines mit gärtnerischen Anlagen und einem Behelfs­
heim bebauten Grundstücks der Kläger in Schw^H^^B, dessen 
vorderen, etwa 1200 qm großen und von drei Straßen umgrenz­
ten Teil die Beklagte zur Errichtung einer Tankstelle zu 
mieten gedachte. Die Kläger waren zur Erlangung von Baugeld 
an der raschen Veräußerung des übrigen Grundstücksteils 
(etwa 5690 qm) interessiert.

Das Verkaufs bür o der Beklagten, vertreten
durch den Angestellten Sch^BI, schrieb am 3. April 1956 an 
Otto wie folgt:
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"Wir danken für die Besprechung, die - Sie unseren Herrn 
und Lü^ ^ B  am 2. d. Mts. in S c h w H H I P  gaben.Aus einer Reihe von Möglichkeiten, die wir gemeinsam 

durchsprachen, schälte sich schließlich eine Lösung 
heraus, die für beide Teile akzeptabel erscheint, und 
die vor allem auch Ihren Absichten entgegenkommen wird. 
Wir schlugen deshalb folgende Abwicklung vor:
1. Sie geben uns Ihr Mietvertragsangebot für die zur 

GJ(B-SchäB®-Straße hin gelegene Grundstücksfläche 
von ca. 1200 qm, Mietzins DM 5000,—  jährlich.
Wir reichen unverzüglich das Baugesuch ein.

2. Bei vorliegender Baugenehmigung kaufen wir die beiden 
hinteren Grundstücke bzw. Grundstücksteile bei gleich 
zeitiger Hingabe von DM 80 000,—  (Schätzpreis) für 
die aufgesetzten Baulichkeiten und gärtnerischen An­
lagen, sofern nicht ein Dritter zu gleichen Beding 
gungen kauft.
Dabei sägen Sie uns zu, daß Verkaufsverhandlungen 
ausschließlich über uns laufen sollen, und Sie Kauf- 
Interessenten, die sich direkt an Sie wenden, an uns 
verweisen werden."

Mit Schreiben vom 16. April 1958 übersandte die Beklagte den 
Klägern die Formulare zum Abschluß des .Mietvertrags, die aus­
zugsweise folgende Bestimmungen enthalten:

§ 2: Der Vertrag läuft vom Tage des Abschlusses bis zum 
31. 12. 1988 und verlängert sich stillschweigend um 
jeweils 5 Jahre.......
Bei Nichterteilung, Einschränkung, Rücknahme oder 
Erteilung der für den Tankstellenbetrieb erforder­
lichen Genehmigungen zu von CT als nicht tragbar 
bezeichneten Bedingungen ist CT zur fristlosen Ver­
tragsauflösung berechtigt.......

§ 8: Nebenabreden haben nur Gültigkeit, wenn sie schrift­
lich geschlossen werden. Ebenso bedürfen spätere Ab­
änderungen und Ergänzungen des Vertrages der Schrift 
form.

§ 10:Dieser Vertrag wird zunächst nur vom Vermieter un­
terschrieben und stellt dessen einseitig bindendes
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Vertragsangebot an CT dar. Der endgültige Vertrag kommt erst dadurch zustande, daß CT ihrerseits die 
Vertragsurkunde gegenzeichnet und Vermieter die 
Annahme mi 11e i11.
An das Vertragsangebot hält sich Vermieter 6 Monate 
gebunden."

In dem Begleitschreiben ist ausgeführts

"Es besteht Einvernehmen darüber, daß nach Bestätigung durch die Geschäftsleitung unseres Hauses die Ablösung 
für die Gcächshauser in Höhe von DM 80 000 (Schätzpreis) 
bezahlt werden soll. Dazu sollen die Vereinbarungen des 
Punktes 2 unseres Schreibens vom 3. April 1958 gelten.
..... .. Schließlich dürfen wir Ihnen noch Zusagen,
daß nach Bestätigung unserer Vereinbarungen durch unsere 
Geschäftsleitung die Ablösung bei Vorliegen der Bauge­
nehmigung für unser Projekt fällig ist. ........
Nach Hergabe des Vertragsangebots Ihrer Eltern werden 
wir um kurzfristige Bestätigung der Abmachungen durch 
unsere Geschäftsleitung bemüht sein und unverzüglich 
das Baugesuch einreichen. Daneben werden wir gemeinsam 
mit Ihnen versuchen, entweder die Grundstücke an die 
Stadt zu verkaufen oder aber einen anderen Interessenten 
zu finden. Die wirtschaftliche Abwicklung dieses Kom­
plexes wird sich jedoch angesichts der Größe und des 
Umfanges der Kapitalinvestition nach den Weisungen unserer 
Hauptverwaltung richten. Davon werden wir Sie jedenfalls 
unverzüglich benachrichtigen.”

Die Kläger Unterzeichneten und sandten den Antrag alsbald 
an die Beklagte zurück. Auf wiederholtes Drängen der Kläger 
auf Annahme des Mietvertragsangebots und auf den Verkauf des 
Restgrundstücks, an dessen Eigenerwerb die Beklagte kein In­
teresse hatte, kündigte die Beklagte schließlich Anfang Juli 
1958 abschließende Besprechungen mit zwei Kaufinteressanten 
an, die schon zuvor mit den Klägern in Verhandlung gestanden 
hatten. Die Verhandlungen mit beiden Interessenten führte der 
Zeuge vV|^B am 14. Juli 1958 mit fernmüMliehern Einverständnis
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den Angestellten SchflB über den nicht nähen aufgeschiüssel- 
ton Kaufpreis in Hohe von 40 DM je Quadratmeter zu Ende. 
Entsprechend dieser Übereinkunft wurden die Kaufverträge ab­
geschlossen, und zwar in folgendem zeitlichem Ablauf; am 
15. Juli 1958 wurde ein 2475 qm großer Grundstücksanteii an 
die Firma Gafl^ zum Kaufpreis von 99 000 DM verkauf to? ,
Am 24. Juli 1953 Unterzeichnete die Hauptverwaltung der Be­
klagten den Mietvertrag. Am 28. Juli 1953 schrieb der Zeuge 

an die Beklagte:

.....  Zur Sache selbst ist zunächst festzustellen, daß
mir offiziell kein Angebot oder eine Zusage über die von 
Ihnen übernommene Ablösung in Höhe von DM 80 000 unter 
den gegebenen Umstanden vorliegt. Bekanntlich fordert 
ein Industrieunternehmen für sein unmittelbar anschlies­
sendes, unbebautes Gelände einen Quadratmeterpreis von 
DM 60, wogegen ich, duröh Verhandlung und im Einverständ­
nis mit Ihrem Herrn 3ch^0 für mein bebautes Gelände le­
diglich einen Preis von DM 40 je qm erzielte. Diesen 
Preis hätte ich selbst, ohne Ihre Vermittlung, von den 
gleichen PCaufInteressenten schon vor Aufnahme der Ver­
handlungen mit Ihnen ebenfalls erzielen können, minde­
stens aber in der inzwischen verstrichenen Zeit.”

Am 8. August 1958 verkaufte WfliP das Restgrundstüek in Größe 
von etwa 1200 :qm für 47 600 DM an das Überlandwerk 
d p .  In beiden Kaufverträgen wurde ein einheitlicher Kaufpreis, 
ohne Trennung eines Preises für Grund und Boden oder für Auf­
bauten protokolliert. Auf die Anforderung des Ablösungsbetra­
ges in Höhe von 80 000 DM verhandelte Schflfc mündlich mit dem 
Zeugen Die Beklagte stellte sich schließlich auf den
Standpunkt, in dem Kauferlös seien 70 000 DM für die Aufbauten 
enthalten. Nachdem das im Dezember 1958 eingereichte Baugesuch 
statt, wie beantragt, mit Zufahrten von zwei Straßen her 
schließlich Anfang Mai 1959 nur mit der Zufahrt von einer 
Straße her genehmigt worden war, teilte die Beklagte am
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10. Juni 1959 den Klägern mit, diese,Einschränkung sei für 
sie nicht tragbar, sie kündige daher den Mietvertrag gemäß 
§ 2 Aba. 6 mit sofortiger Wirkung. Sie bezahlte als anteili­
ge Ablösung 10 000 DM an die Kläger unter Darlegung, das 
Uberlandwerk Unterfranken habe für I860 qm 45 DM je Quadrat­
meter bezahlt, wovon 25 DM auf Grund und Boden und 20 DM auf 
die Aufbauten entfielen, insgesamt demnach 1800 x 20 = 36 000 
DM, während die Firma G a ® ®  für 2475 qm 40 DM je Quadratmeter 
bezahlt habe, wonach 25 DM auf den Grund und Boden und 15 DM 
auf die Aufbauten entfielen (insgesamt 2475 x 15 = 37 000 DM).

Die Kläger tragen vor, man habe zur teilweisen Ablösung 
des Preises für die Aufbauten in Höhe von 80 000 DM zuerst 
vorgesehen, jeden Quadratmeter des Restgrundstücks zu 50 DM 
zu verkaufen; dies sei aber nicht gelungen. Die vereinbarten 
40 DM entfielen nur auf den Grund und Boden; sie wollten sich 
aber entgegenkommenderweise 8 DM je Quadratmeter auf die Auf­
bauten anrechnen lassen (8 x 3665 Ä 29 320 DM), so daß ein­
schließlich der von der Beklagten bezahlten 10 000 DM erst
39 320, rund 40 000 DM erfüllt seien. Sie haben beantragt, 
die Beklagte zur Zahlung des Differenzbetrages in Hohe von
40 000 DM zu verurteilen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Die Klage blieb in beiden Vorinstanzen ohne Erfolg*

Mit der Revision verfolgen die Kläger den Klaganspruch 
weiter. Die Beklagten beantragen, die Revision zurückzu­
weisen.
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Entscheidungen!ünde:

I.

Das Oberlandesgericht hält die von den Klägern angenom­
mene Offerte der Beklagten im Schreiben vom 3» April 1958 
für rechtsverbindlich, obwohl weder eine förmliche Anerken­
nung durch die Geschäftsleitung der Beklagten, noch eine 
schriftliche Bestätigung der Kläger erfolgt ist. Auch seien 
die gesamten vertraglichen Abmachungen der Parteien nicht 
etwa durch die Rücktrittserkiärung der Kläger vom 10. Juli 1958 
endgültig beendet worden. Dagegen bestehen keine rechtlichen 
Bedenken. Ebenso hat das Oberlandesgericht ohne Hechtsirrtum 
ausgeführt, die Verpflichtung der Beklagten, ein Grundstück 
zu erwerben, falle nicht unter die Formvorschrixt des § 313 
BGB. In der Erklärung vom 3« April 1958 erblickt das Beru­
fungsgericht jedoch entgegen der Annahme der Kläger nicht 
die Übernahme einer Ausfallgarantie, falls ein anderer Grund­
stückskäufer für die Aufbauten nicht insgesamt 80 000 DM be­
zahle. Vielmehr sollte nach dieser Vereinbarung, falls ein 
Dritter sich nicht zur Zahlung der vollen 80 000 DM für die 
Baulichkeiten verpflichten sollte, mit diesem ein Kaufver­
trag überhaupt nicht abgeschlossen werden, stattdessen viel­
mehr die Beklagte an seine Stelle treten, d.h. selbst die 
hinteren Grundstücke kaufen und im Rahmen dieses Kaufver­
trages an die Kläger 80 000 DM für die Baulichkeiten zah­
len. Bei diesem Ablauf der Geschehnisse hätte ein "Schaden" 
gar nicht eintreten können, womit jede Möglichkeit entfalle, 
die hier in Rede stehende Vereinbarung rechtlich als einen 
Garantievertrag zu kennzeichnen.
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Aber auch zum Erwerb des Grundstücks hatte die Beklag­
te nur und erst bei vorliegender Baugenehmigung verpflichtet 
sein sollen. Da am 15. Juli 1958 (Vertragsabschluß Ga^^) 
und am 8. August 1958 (Vertragsabschluß Überlandwerk) die 
Baugenehmigung unbestrittenermaßen noch nicht erteilt ge­
wusen sei', und die Beklagte die Genehmigung bis zu diesem 
Zeitpunkt auch nicht etwa verhindert oder auch nur vertrags­
widrig herbeizuführen unterlassen hätte, habe zu diesem 
Zeitpunkt keine rechtswirksame Verpflichtung der Beklagten 
zum Kauf des Restgrundstückes bestanden und damit entfiele 
schon aus diesem Grund ein Schadensersatzanspruch der Klä­
ger im Zusammenhang mit den Grundstückskäufen.

Unbegründet wäre der Klaganspruch aber selbst dann, 
wenn die (erst mit Annahme des Mietvertrags wirksam gewor­
dene) Grundstückserwerbsvereinbarung bereits am 15* Juli 
1958 rechtswirksam gewesen 'wäre und auch eine Baugenehmi­
gung zu "tragbaren Bedingungen” Vorgelegen hätte. Zunächst 
sei nämlich in die Verkaufsverhandlungen zwar der Angestell­
te SchtfB der Beklagten eingeschaltet gewesen, allein wei­
tergeführt und zum Abschluß gebracht habe die Verhandlungen 
aber danach dei* Zeuge WflH). Dieser habe bei den von ihm 
geführten Verkaufsverhandlungen im Hinblick auf die - hier 
schon als rechtswirksam und fällig unterstellten - Verpflich­
tungen der Beklagten zugleich als deren Treuhänder fungieren 
müssen, womit er bei Vermeidung der Freistellung der Beklag­
ten von ihren Verpflichtungen gegenüber dieser zur Sorge 
verpflichtet gewesen wäre, daß a) die Restgrundstücke nur 
bei Zahlung von insgesamt 80 000 DM für die Aufbauten ver­
kauft würden und b) dies in den Kaufverträgen auch eindeutig 
zum Ausdruck käme. Letzteres habe der Zeuge versäumt.
Bei dieser bestehenden und zu Lasten der Kläger gehenden Un­
klarheit aber müßten diese die Vermutung gegen sich gelten
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lassen, daß in den erzielten Kauferlösen der Betrag von 
BO 000 DM für die Baulichkeiten in vollem Umfang enthal­
ten sei. Der von ihnen gewollte Versuch der nachträglichen 
Rekonstruktion einer Aufgliederung nach objektiven Maßstä­
ben (Feststellung der damaligen Vefckehrswerte) sei zweck­
los, da allein die subjektiven Vorstellungen der Kaufver­
tragsparteien maßgebend seien, diese aber nach dem Ergeb­
nis der Beweisaufnahme dahin feststünden, daß eine Einigung 
über diese Aufgliederung nie stattgefunden habe.

1 . Soweit die Revision unter I a) vorbringt, das Beru­
fungsgericht habe den Tatsachenvortrag übersehen, aus dem 
sich ergebe, daß die im Mai 1959 erteilte Baugenehmigung nach 
dem "Vertragsgefüge” nicht als untragbar hätte betrachtet 
werden dürfen, die Beklagte auch durch willkürliches und 
säumiges Verhalten es zu einer auflagebedingten Genehmigung 
habe kommen lassen, so verkennt sie, daß dieser Sachvortrag 
bei der Begründung des Oberlandesgerichts unerheblich ist.
Das Oberlandesgei-ieht stellt fest, daß jedenfalls im Zeit­
punkt des Verkaufs des Restgrundstücks (15. Juli und 8. 
’August 1956) überhaupt keine Genehmigung Vorgelegen hat 
und nach der von ihm vorgenommenen Auslegung des Vertrags 
auch gar nicht vorliegen konnte. Da das Berufungsgericht 
die Gründet tickserwerbspflicht der Beklagten jedoch als von 
der Erteilung einer Baugenehmigung abhängig erachtet, kommt 
es nicht darauf an, ob die Baugenehmigung nach diesem Zeit­
punkt ohne eine Auflage und schon vor Mai 1959 hätte er­
teilt sein können. Gegen diese mögliche Auslegung des Grund­
stückserwerbsvertrags, wie er ursprünglich abgeschlossen

II



wurde, bringt die Revision auch keine Rügen vor, wie sich 
aus ihrem Vortrag ergibt, et* sei unerheblich, wenn die Par­
teien ursprünglich einen Kauf der Beklagten vorgesehen hät­
ten, wie es auch nicht auf den Zeitpunkt der Veräußerung des 
Restgrundstücks ankomme.

2. Mit Erfolg macht die Revision jedoch geltend, vom 
Berufungsgericht sei nicht gewürdigt worden, daß die Par­
teien nach dem 3. April 1958 über den sofortigen Verkauf 
der Restgrundstücke an Dritte verhandelt hätten, insbeson­
dere sei nicht berücksichtigt worden, wie sich die Beklag­
te bei der maßgebenden Schlußverhandlung am 14. Juli 1958 
und auch später gegenüber dem Geldanspruch der Kläger ver­
halten habe; nicht berücksichtigt seien die Schreiben der 
Beklagten vom 2. Juli 1958 sowie vom 11. Juli 1958, das 
Einverständnis des Angestellten SchflD im fernmündlichen 
Gespräch vom 14. Juli 1958 und die späteren Äußerungen 
SchflHP gegenüber dem Bevollmächtigten der Kläger, dem 
Rechtsanwalt Dr, Brfl9>

Da der Tatrichter bei der Auslegung der vertraglichen 
Beziehungen zwischen den Parteien davon ausgeht, daß die 
zusätzliche Vereinbarung 'über den Erwerb des restlichen 
Grundstücksteils samt dem Kauf der Aufbauten zu einem Min­
destpreis nicht dem vertraglich vereinbarten Formzwang un­
terliege, konnte diese Vereinbarung in der Zeit vor der Un­
terzeichnung des Mietvertrags durch die Beklagte auch form­
frei abgeändert werden. Im einzelnen ist nach dem Vortrag 
der Revision übersehen, daß die Beklagte vor der Unterzeich­
nung des Mietvertrags.und auch vor der Einreichung des Bau­
gesuchs das RestgrundstUck an die ihr benannten Interessen­
ten zu verkaufen gedachte (vgl. schon ihr Schreiben vom 
30. Mai 1953), daß mit der Firma Ga^flP am 9« Juli 1958 eine



abschließende Besprechung vorgesehen war und in diesem Zeit­
punkt ein festes Vertragswerk entsprechend den Wünschen der 
Beklagten Vorgelegen habe, und der Zeuge schließlich
auf Veranlassung des Angestellten Seh®^ (vgl. Bl. 60 GA) 
und mit dessen Genehmigung, wie unbestritten ist, den rest­
liche Grundstücksteil zum Preis von 40 DM je Quadratmeter 
verkaufte. Sollte sich dieser Vortrag als richtig erweisen, 
so könnte darin eine Änderung der ursprünglichen Vereinba­
rung dahin zu erblicken sein, daß im Interesse beider Par­
teien das Reststück vor Abschluß des Mietvertrags und vor 
der Baugenehmigung, ja sogar schon vor der Einreichung des 
Baugesuchs zum bestmöglichen, unter den Parteien einver­
ständlichen Kaufpreis abgestoßen werden sollte und die Be­
klagte nunmehr an Stelle ihrer Grundstückserwerbspflicht den 
Unterschiedbetrag zwischen 80 000 DM und den von den Käufern 
für die Aufbauten bezahlten Betrag ersetzen sollte. In diesen 
Sinn hat sich auch die Beklagte selbst im Schreiben vom 
21. Mai 1959 (Bl. 56/57 GA) ausgelassen. Allein der Umstand, 
daß die Parteien möglicherweise nicht ausdrücklich geregelt 
haben, zu welchem Grundstückspreis im Verhältnis unter ihnen 
beiden die Grundslücke als verkauft gelten sollten, schließt 
eine Vereinbarung des dargelegten Inhalts nicht aus. Läge 
eine solche Abänderung der ursprünglichen Vereinbarung über 
den Erwerb der Aufbauten um den Preis von 80 000 DM vor, so 
käme es, abgesehen von dem Vortrag der Beklagten, die Parteie 
hätten sich gleichzeitig auf die Zahlung der Beklagten von 
höchstens 10 000 DM geeinigt (Bl. 146 GA), darauf an, ob es 
nach der gesamten Sachlage "zwecklos1* ist, wie das Oberlan­
desgericht meint, den erzielten Kaufpreis in die Preise für 
den Grund und Boden einerseits und die Aufbauten anderer­
seits aufzuteilen, und eine Vermutung zum Nachteil der Kläger 
besteht, daß in dem erzielten Kauferlös der Betrag von 
80 000 DM für die Aufbauten in vollem Umfang ^enthalten ist.



Auch in dieser Frage kann der -Revision der Erfolg im 
Ergebnis nicht versagt werden. Allerdings kann ihr darin 
nicht gefolgt werden, ohne weiteres sei der objektive, durch 
Sachverständige zu ermittelnde Grundstückswert auch für die 
Berechnung der von der Beklagten zu übernehmenden Differenz 
zwischen dem Bodenwert und dem ursprünglich vorgesehenen 
Einstandspreis für die Aufbauten (BO 000 DM) maßgebend. Es 
ist vielmehr im Wege der Auslegung des rechtsgeschäftlichen 
Verhaltens der Parteien zu ermitteln, von welchem Grund­
stückspreis sie innerhalb einer bestimmten Spanne oder we­
nigstens als Mindestpreis ausgegangen sind. Dieser Preis 
kann nach dem Sachvortrag der Parteien nur zwischen 25 bis 
26 DM als untere Grenze (Vortrag der Beklagten über den 
zwischen den Parteien zur Anrechnung vorgesehenen Boden­
preis) und 32 DM (entsprechend dem Vortrag der Kläger) als 
obere Grenze liegen. Da das Restgrundstück rund 3690 qm 
grob ist, wären auf die Aufbauten entfallen:
nach dem Vortrag der Kläger 40 - 32 = 8 DM je Quadratmeter, 
also insgesamt 29 520 DM, so daß gegenüber 80 000 DM rund 
eine Differenz von 50 000 DM verbliebe,
nach dem Vortrag der Beklagten, die bei ihren Berechnungen 
allerdings von einer anderen Größe ausgeht (vgl. 31. 147 GA), 
richtigerweise 40 - 25 = 15 DM je Quadratmeter, also insge­
samt 55 350 DM, womit gegenüber dem in Aussicht gestellten 
Preis eine Differenz von rund 25 000 DM verbliebe. Sonach 
würde selbst von dem von der Beklagten eingeräumten Aus­
gangswert für den Grund und Boden, der wohl der unteren 
Grenze des damals maßgebenden Stoppreises entspricht (vgl. 
Angebot der Stadt SchwflHHK: 25 bis 30 DM) , 25 000 IM 
nicht gedeckt worden seien und sie wäre zur Zahlung dieses 
Betrags schon nach ihrem eigenen Vortrag verpflichtet ge­
wesen, falls ihr nicht der Nachweis gelingt, Sch^® habe
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sich am 14. Juli 1953 mit dem Zeugen WflHB auf eine Aus- 
gleichazahlung von nicht mehr als IC OOO DM geeinigt. Wol­
len andererseits jedoch die Kläger einen höheren Grundstücks 
wert für die Berechnung der Einstandszahlung der Beklagten 
zugrunde gelegt wissen, als diese selbst angegeben hat, so 
obliegt ihnen für eine solche Vereinbarung die Beweislast; 
sie müssen den Nachweis dafür erbringen, daß sie bei der 
Abänderung der ursprünglichen Vereinbarung von einem höheren 
Grundstückspreis als 23 bis 26 DM je Quadratmeter, etwa 
einem höheren Stoppreis oder von einem höheren objektiven 
Wert des Grund und Bodens ausgegangen sind und auch ausgehen 
durften.

Die Begründetheit des Klaganspruchs ist aber weiter noc 
davon abhängig, ob die Parteien sich bei der in Krage stehen 
den Abänderung des ursprünglichen Vertrags dahin einig wurde 
daß die Beklagte für den Unterschiedsbetrag auch in dem Fall 
aufkommen sollte, daß die noch zu beantragende Baugenehmigur 
schließlich versagt oder nicht zu tragbaren Bedingungen er^ 
teilt werden sollte. Auch die Entscheidung Uber diese Frage 
wird im Wege der Auslegung des rechtsgeschäftlichen Verhal­
tens der Parteien zu ermitteln sein. Sollte diese Prüfung ei 
geben, daß die Beklagte das Bisiko des Einstandes für den 
Fall einer Verweigerung der Genehmigung nicht übernehmen 
wollte und hafte dies der Vertreter der Kläger erkennen kön­
nen, so wäre der erhobene Geldanspruch schließlich nur dann 
begründet, wenn die Beklagte in vertragswidriger weise die 
Genehmigung unter tragbaren Bedingungen verhindert, eine 
solche Genehmigung vertragswidrig herbeizuführen unterlassei 
hätte, oder wenn sie die erteilte mit einer Auflage versehei 
Genehmigung als tragbar hätte hinnehmen müssen.

Die klagabweisende Entscheidung läßt sich somit mit de; 
gegebenen Begründung; nicht aufrecht erhalten, so daß das Ur­
teil aufzuheben war. Ob die ursprüngliche Vereinbarung zwis
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den Parteien in dem dargelegten Sinn geändert, die Zahlung 
der Beklagten solchenfalls jedoch auf 10 000 DM beschränkt 
worden ist, und ob die Zahlung des Differenzbetrages auch 
bei endgültiger Verweigerung der Genehmigung geleistet wer­
den sollte, bei Verneinung dieser Frage, ob die Baugenehmi­
gung bei vertragstreuem Verhalten der Beklagten hätte auf­
lagenfrei erlangt werden können, oder ob die auferlegte Auf­
lage als tragbar im Sinne des Mietvertrags von der Beklagten 
hätte hingenommen werden müssen, bedarf der tatrichterlichen 
Würdigung, so daß die Sache an das Berufungsgericht zur er­
neuten Verhandlung und Entscheidung zurückzuverweisen war* 
Ihm war auch die Entscheidung über die PCosten der He vision 
zu übertragen.

Dr. Augustin Dr. Piepenbrock Dr. Rothe

Br. Mattern Offterdinger
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